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anhaltend blockiert ist, soll die Generalversammlung an seiner Stelle Uber
friedenserzwingende Mallnahmen mit qualifizierter Mehrheit beschlielSen.

Wir werden nach der Wahl umgehend prufen, ob die Europaische Union die Vereinten
Nationen durch ein EU-Modul fur standige VN-Streitkrafte starken kann, und wenn sie
es kann, uns flir einen guten deutschen Beitrag einsetzen und fir die Ubertragung von
parlamentarischer Kontrolle und Einsatzgenehmigung auf das Europaische Parlament.

Begrundung

VN-Friedenstruppen sollen die gefahrdete Bevdlkerung wirksam schiutzen, wenn es
sein muss, auch gegen den Willen des Staates, in dessen Machtbereich schwerste
Menschenrechtsverletzungen geschehen. Die Vereinten Nationen sollten flr beides,
Friedenssicherung und Friedenserzwingung, eigene standige Truppen haben und diese
auch selbst fUhren, anstatt der NATO, ahnlichen Blindnissen oder "FUhrungsnationen"
von Ad-hoc-Ensembles notgedrungen die mit der Einsatzfuhrung verbundenen
politischen Entscheidungen ganz oder zu grossen Teilen zu Uberlassen. Die Vereinten
Nationen verfugt gegenwartig zwar Uber eine FUhrungsabteilung ( https://
peacekeeping.un.org/en/department-of-peace-operations ) und kann theoretisch Uber
das UN Stand-by Arrangements System bis zu 100.000 gemeldete Soldat*innen
abrufen. Tatsachlich dauert es 6 Monate und mehr, um Sollstarken einer Mission real
zu erreichen; hochwertige Ausrustung ist schwer aufzutreiben und soweit
Nationalstaaten nicht primar aus finanziellen Motiven Truppen stellen, wollen sie dabei
auch politisch mitentscheiden. Das Problem besteht eigentlich seit Grundung der
Vereinten Nationen (und schon zu Volkerbundszeiten), mehrere Anlaufe zur Losung
sind versandet. Als Ruckblick auf die multinationale UN-Eingreiftruppe SHIRBRIG, ihren
Wert und ihr Ende sei https://zeitschrift-vereinte-nationen.de/fileadmin/publications
PDFs/Zeitschrift VN/VN 2011/Heft 1 2011/05_koops beitrag 1-11 27-1-2011.pdf, mit
Ubersicht auch zur historischen Entwicklung bis 2011) empfohlen. Zur Beteiligung
einzelner europaischer Staaten an VN-Missionen mag https://www.tandfonline.com/doi/
full/10.1080/13533312.2016.1236430 , Stand 2016, dienen, die Aussichten auf ein
starkeres Engagement fur VN-gefuhrte Missionen haben sich in der Zwischenzeit leider
nicht verbessert.

Auf unseren einschlagigen Beschlissen "An der Vision, den VN unter Beachtung der
Parlamentsbeteiligung eigene standige Truppen zu unterstellen, halten wir fest."

- im Bundestagswahlprogramm von 2017, https://cms.gruene.de/uploads/documents/
BUENDNIS 90 DIE_GRUENEN_Bundestagswahlprogramm_2017.pdf, dort S. 87, und
"Wir fordern daher, ... dass Deutschland mehr Verantwortung ubernimmt und sich
starker finanziell und personell an der Umsetzung von Mandaten der VN beteiligt.
Direkt gefUhrte VN-Missionen haben Vorrang vor den Militarmissionen, die zwar VN-
mandatiert sind, aber von EU oder NATO durchgefuhrt werden. An der Vision, den VN
eigene standige Truppen zu unterstellen, anstatt nationaler Militarkontingente, halten
wir fest" im Schutzverantwortungsbeschluss ,Fur eine Verantwortung zum Schutz der
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Menschenrechte" von 2012, https://wolke.netzbegruenung.de/apps/files/?dir=/

1 Bundesverband/Inhalte%20%26%20Positionen/Beschlisse%20Gremien/
Bundesdelegiertenkonferenzen/2012-11-Hannover&fileid=28918531 #pdfviewer , dort
S. 9, und unserer EU-Politik aufbauend liegt die kombinierende Uberlegung nahe:

Die EU und ihre Mitgliedsstaaten konnten mit einem grossen, leistungsfahigen EU-
Modul standige VN-Streitkrafte dauerhaft begrinden und wesentlichen Anteil an ihrem
Ausbau nehmen.

Gabe es ein derartiges EU-Modul, dann kénnte es nebenbei auch zur Starkung der
Europaischen Union beitragen, die ja nach unserem Willen vom Staatenverbund zum
Bundesstaat, zur Foderalen Europaischen Republik werden soll. Zur Gemeinsamen
Aussen- und Verteidigungspolitik eines (werdenden) Bundesstaates gehort mittel- und
langfristig auch eine Integration der Streitkrafte in eine gemeinsame EU-Armee. Auf
dem langem Weg dorthin konnte ein EU-Modul fur standige VN-Streitkrafte als
Pilotprojekt ausgezeichnete Dienste leisten: - gemeinsame und laufend praxis-erprobte
und verbesserte Ausbildungs- und Ausrustungsstandards konnen qualitatssteigernd
und vereinheitlichend auf die teilnehmenden EU-Mitgliedsstaaten zurickwirken, -
durch gemeinsame Einsatzerfahrungen konnen die beteiligten Soldat*innen eine
gemeinsame Sicht auf EU und Vereinte Nationen und Zusammengehaorigkeitsgefuhl
gewinnen, - Planungen fur den zuklnftigen Aufbau von EU-Einheiten fur die EU-
Landesverteidigung kdnnten im gemeinsamen EU-Modul-Stab gut vorbereitet werden.
Ausserdem konnte ein derartiges EU-Modul dem Europaischen Parlament
perspektivisch besonders wichtige Rechte verschaffen: - die Kontrolle Uber dieses EU-
Modul, seiner Finanzierung aus dem EU-Haushalt und uber zugeordnete Einrichtungen,
speziell ein EU-Ausristungs-Amt, - die Entscheidung Uber den Einsatz, nachdem die
Vereinten Nationen dafur ein Mandat erteilt haben.

Der Parlamentsvorbehalt soll aufrechterhalten werden und vom Europaischen
Parlament wahrgenommen werden. Die Einsatzgenehmigung durch das Europaische
Parlament ist im Europawahlprogramm des EGP-Parteitags Berlin, 2018, https://
europeangreens.eu/sites/europeangreens.eu/files/
8.%20PROOFREAD%20Adopted%20%20EGP%20Manifesto%202019.pdf , dort S. 14,
vorgesehen. Die Ubertragung des Parlamentsvorbehalts von der nationalen auf die EU-
Ebene ist zwingend geboten, wenn das EU-Modul der VN-Streitkrafte auch wirklich
einsatzbereit sein soll. Denn eine solche Einheit kann nicht als eine lose Addition
nationaler Kontingente (bei der jedes Kontingent im Prinzip alles kann) gebildet
werden. Schon aus Kostengriinden muss sie statt dessen als arbeitsteilig integrierte
Kombination funktionieren. Und das geht nicht, wenn jeder truppenstellende EU-
Mitgliedsstaat einzeln Uber die Sinnhaftigkeit eines Einsatzes entscheiden wirde, weil
dann das ,Nein" beispielsweise des einzigen Transporthubschrauber beisteuernden
Mitgliedsstaates automatisch das gesamte EU-Modul lahmlegen kdnnte. -
Perspektivisch: dieser Genehmigungsvorbehalt sollte dem Europaischen Parlament
auch dann verbleiben, wenn die Vereinten Nationen ein VN-Parlament erhalten. Denn
die Vereinten Nationen sollten dauerhaft eine Uberstaatliche Organisation bleiben und
nicht ,Weltstaat” werden. Ein Weltstaat konnte sich eventuell in eine Weltdiktatur
verwandeln und dann gabe es nirgendwo noch eine Macht, die dessen
Diktaturverbrechen Einhalt gebieten und die Unschuldigen vor ihr schitzen kénnte.
Also sollten die Vereinten Nationen die zukunftige Weltfriedensordung zwar
formulieren kdnnen, aber nur mit (parlamentarischer) Genehmigung ihrer
truppenstellenden Regionalorganisationen (wie eben der EU) zu militarischen
Zwangsmassnahmen greifen kénnen.
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Zum Antrag GSP.I-01-155 beschloss die Grundsatzprogramm-BDK den
Verfahrensvorschlag der Antragskommission ,Die BDK bittet die grine Europafraktion
und die grune Bundestagsfraktion, zum Konzept eines EU-Moduls fur standige VN-
Streitkrafte Stellung zu nehmen. Sie beauftragt auch die BAGen Frieden/
Internationales und Europa, gemeinsam mit beiden Fraktionen vor der nachsten BDK
dazu eine Stellungnahme vorzulegen.”, https://antraege.gruene.de/45bdk/motion/
1414/amendment/8289 -

Leider war es den beiden Fraktionen und BAGen pandemie-bedingt noch nicht
maoglich, diese Bitte bzw. diesen Auftrag zu erfullen. Eine gemeinsame Stellungnahme
kann ja erst nach einem gemeinsamen Meinungs- und Willensbildungsprozess
erfolgen. Dazu gehort auf jeden Fall die Anhérung externer Expert*innen und die
Ausprache zu den Anhorungsergebnissen.

Dies sollten wir bald nachholen. Gleich nach der Bundestagswahl sollten wir
umgehend das Ob, Wann und Wie eines EU-Moduls fur standige VN-Streitkrafte
gemeinsam untersuchen. Ist seine Realisierung sinnvoll und maoglich, dann sollten wir
sie konsequent und zlgig angehen.

weitere Antragsteller*innen

Valentin Burghard (KV Berlin-Lichtenberg); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Manuel Rivera (KV Berlin-Mitte); Wolfgang G. Wettach
(KV Tubingen); Luiz Ramalho (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Andreas Muller (KV
Essen); Anne Franke (KV Starnberg); Thomas Wolff (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Philipp Schmagold (KV Kiel); Frank Dursch (KV Munchen); Walther Moser
(Freiburg KV); Elisabeth Mandl-Behnke (KV Oberhavel); Milan Aljoscha Schréder (KV
Main-Taunus); Robert Schuppan (KV Frankfurt); Hans Schmidt (KV Bad Tolz-
Wolfratshausen); Robert Talo (KV Berlin-Mitte); Pauline-Sophie Dittmann (KV Tubingen);
Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hilmar Glinther
Hermann Heier (KV Frankfurt); Doris Schwarze-Franke (KV Hildesheim); Steffen Pichl
(KV Fulda); Patrick Voyé (KV Marburg-Biedenkopf); David Baltzer (KV Berlin-Kreisfrei);
Maria Regina Feckl (KV Erding)

Seite 3


https://antraege.gruene.de/45bdk/motion/1414/amendment/8289
https://antraege.gruene.de/45bdk/motion/1414/amendment/8289

	PB.I-01-156 Kapitel 6: International zusammenarbeiten
	Änderungsantrag zu PB.I-01
	Von Zeile 155 bis 156 einfügen:

	Begründung
	weitere Antragsteller*innen


